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Liebe Mandantschaft,  
sehr geehrte Damen und Herren, 

mit diesem Newsletter möchten wir Ihnen 
wieder eine große Auswahl von Aktuellem 
aus unserer Beratungspraxis präsentieren. 
Wir berichten u.a. über unseren Beitrag im 
Umweltausschuss des Deutschen 
Bundestags und freuen uns, an der 
Fortentwicklung des kommunalen 
Abfallrechts mitwirken zu können. 

Spannende Online-Veranstaltungen stehen 
ansonsten an: 

21. [GGSC] Expert:innen-Interview 
„Kreislaufwirtschaft und Zirkuläres Bauen“ am 
02.06.2026 

„Digitaler Tag der Kommunalen 
Abfallwirtschaft“ (Online – neues Format) am 
18.06.2026 

Online-Seminar „Inhousegeschäfte im 
kommunalen Konzern“ am 23.06.2026 

sodass Sie in Kürze mehr als ein Update zu 
den wichtigsten Themenbereichen der 
kommunalen Abfallwirtschaft erhalten 
werden. 

Eine anregende Lektüre wünscht 
Ihr [GGSC] Team 

 

Der Abfall Newsletter Mai 2026 
berichtet über: 

• Wann ist eine Abfallbehandlung eine 
Vorbehandlung zur Verbrennung? 

• [GGSC] empfiehlt Umweltausschuss 
Stärkung kommunaler Position im 
Verpackungsrecht 

• Verpackungsgesetz: Schiedsspruch zur 
LVP-Mitbenutzung von Wertstoffhöfen 

• Hessischer Verwaltungsgerichtshof 
bestätigt: Bei Vorliegen Der 
Zweidrittelmehrheit sind alle Systeme an 
Abstimmungsvereinbarung gebunden 

• Neues zu den Zertifikatskosten 
• Umsatzsteuerbefreite Leistungen 

innerhalb von Anstalten des öffentlichen 
Rechts und Zweckverbänden 

• OLG Koblenz: Abfallbezeichnungen nach 
BioAbfV und AVV  

• Entgelt-Anpassungsverlangen wegen 
gestiegener Kraftstoff-Kosten – wie 
reagieren? 

• Zirkuläres Bauen und die 
Kreislaufwirtschaft: Interview und Vortrag 
von SRU-Mitglied Prof. Christina Dornack 
am 02.06.2026 

• „Digitaler Tag der Kommunalen 
Abfallwirtschaft“ am 18.06.2026 

• „Inhousegeschäfte im kommunalen 
Konzern“ am 23.06.2026  
Abfallrechtliche Entscheidungen in Kürze 

• [GGSC] Seminare 
• [GGSC] Veröffentlichungen 
• [GGSC] Handouts 

Partnerschaft von Rechtsanwälten mbB  Tel. 030 726 10 26 0  www. ggsc.de 
Stralauer Platz 34   Fax 030 726 10 26 10  berlin@ggsc.de 
10243 Berlin    
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Wann ist eine Abfallbehandlung eine Vorbehandlung zur 
Verbrennung? 

Eine Vorbehandlung für die Verbrennung liegt vor, wenn unter einem erhöhten Ausstoß von 
Emissionen durch eine mechanische Behandlung ein für Energieerzeugungsanlagen geeigneter 
Brennstoff hergestellt wird und die anschließende energetische Verwertung des 
vorbehandelten Abfalls typischerweise in eine dafür zugelassene Feuerungsanlage führt.  

So hat es im Kern der VGH Kassel in seinem Beschluss vom 27.03.2026 in einem Eilverfahren 
festgestellt (Az.: 9 B 2027/25.T). 

Wenn eine Abfallbehandlungsanlage eine Anlage zur Vorbehandlung von Abfällen zur 
Verbrennung ist, wird sie als Anlage nach der Industrieemissions-Richtlinie eingestuft. Im 
Neugenehmigungsverfahren für eine solche Anlage ist zwingend eine 
Öffentlichkeitsbeteiligung durchzuführen. Nur im Änderungsgenehmigungsverfahren kann 
unter besonderen Voraussetzungen ausnahmsweise von einer Öffentlichkeitsbeteiligung 
abgesehen werden.  

Was ist eine Vorbehandlung zur Verbrennung? 

Wann aber ist eine Abfallbehandlungsanlage eine Anlage zur Vorbehandlung von Abfällen zur 
Verbrennung? Ist das immer dann der Fall, wenn Abfälle behandelt werden und ein Teil des 
Outputs später verbrannt wird? Ist dafür eine spezielle Aufbereitung zu einem Ersatzbrennstoff 
mit bestimmten Spezifikationen erforderlich? Kommt es auf das Mengenverhältnis zwischen 
dem stofflich und thermisch verwerteten Anteil des Outputs der Anlage an? Was ist, wenn noch 
gar nicht feststeht, wie der vorbehandelte Abfall später verwertet wird? Spielen der 
Hauptzweck der Anlage und ihr Design eine Rolle (vgl. zu Sortier- und Vorbehandlungsanlagen 
[GGSC]-Newsletter Abfall November 2024)?  

Der Fall 

Der vom VGH Kassel im Eilverfahren entschiedene Fall betrifft mobile Schredder- und 
Siebanlagen, mit denen auf einem offenen Lagerplatz gelagertes Altholz und Sperrmüll 
oberhalb der Mengenschwelle für die Einstufung als Anlage nach der Industrieemissions-
Richtlinie von 50 Tonnen je Tag (Nr. 8.11.2.3 des Anhangs zur 4. BImSchV) behandelt wird. Der 
übliche Output, ein kleinteiliges Materialgemisch aus Holz, Kunst-, Faser- und sonstigen 
Fremdstoffen, wird als Brennstoff deklariert und überwiegend verbrannt; für eine stoffliche 
Verwertung dürfte er kaum geeignet sein. Der privatwirtschaftliche Betreiber und die 
Genehmigungsbehörde stuften die Anlage nicht als Anlage zur Vorbehandlung für die 
Verbrennung ein und hielten eine Öffentlichkeitsbeteiligung im Änderungs-
genehmigungsverfahren nicht für erforderlich.  

  

https://www.rv.hessenrecht.hessen.de/perma?d=LARE260000533
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Der Beschluss des VGH Kassel 

Der VGH Kassel stufte die Anlage hingegen als Anlage zur Vorbehandlung von Abfällen zur 
Verbrennung ein. Nach dem oben dargestellten Leitsatz kommt es darauf an, ob es sich bei 
dem vorbehandelten Abfall um einen für Energieerzeugungsanlagen geeigneten Brennstoff 
handelt und ob er typischerweise in einer dafür zugelassenen Feuerungsanlage verwertet oder 
beseitigt wird. Dass einzelne aus der Vorbehandlung resultierende Stoffströme daneben auch 
stofflich verwertet werden (können), steht der Einordnung als Vorbehandlung zur Verbrennung 
oder Mitverbrennung nicht entgegen. Mechanische Maßnahmen zur Vorbehandlung von 
Abfällen sind etwa das Zerkleinern, das Sieben, das Verdichten, das Pelletieren oder das 
Schreddern.  

Entscheidend ist, so der VGH Kassel, ob die Vorbehandlung so ausgerichtet ist, dass sich die 
behandelten Abfälle nach objektiver Verkehrsanschauung auch für eine energetische 
Verwertung oder Beseitigung durch Verbrennung verwenden lassen (Eignung). Eine 
Beschränkung auf Fälle, in denen der Anlagenoutput nach der Vorbehandlung ausschließlich 
der energetischen Verwertung zugeführt werden muss und nicht zur stofflichen Verwertung 
eingesetzt werden darf, ist nicht geboten. Für die Einstufung darf es ferner nicht darauf 
ankommen, auf welche Weise der vorbehandelte Abfall schlussendlich verwertet wird. Denn 
dies würde den Genehmigungstatbestand vom konkreten Anlagenbetrieb loslösen und 
maßgeblich von der späteren Verwertungsmethode des Abnehmers abhängig machen. 

Die Folgen 

Aufgrund dieser Einstufung stellte der VGH Kassel nach summarischer Prüfung fest, dass die 
dem Anlagenbetreiber erteilte Änderungsgenehmigung wegen der fehlenden 
Öffentlichkeitsbeteiligung rechtswidrig ist. Hintergrund ist, dass für eine Anlage zur 
Vorbehandlung von Abfällen zur Verbrennung im Falle der Neuerrichtung zwingend eine 
Öffentlichkeitsbeteiligung durchzuführen ist. Wird eine solche Anlage nachträglich geändert, 
ist auch das Änderungsgenehmigungsverfahren in der Regel mit Öffentlichkeitsbeteiligung 
durchzuführen. Ausnahmsweise darf im Änderungsgenehmigungsverfahren nach § 16 Abs. 2 
BImSchG von einer Öffentlichkeitsbeteiligung abgesehen werden, wenn erhebliche nachteilige 
Auswirkungen auf Schutzgüter, wie menschliche Gesundheit oder Umwelt, nicht zu besorgen 
sind. Diese Voraussetzungen lagen jedoch in dem vom VGH Kassel entschiedenen Fall 
offenkundig nicht vor. In Anbetracht des Verfahrensmangels musste sich der VGH mit den 
materiellen Anforderungen an die Genehmigungsfähigkeit der beantragten Änderungen nicht 
näher beschäftigen. Der Betreiber darf die Anlage nun nicht weiterbetreiben, bis das Gericht 
im Hauptsacheverfahren entschieden hat. Bleibt es bei seiner Auffassung, wird es die 
Änderungsgenehmigung im Hauptsacheverfahren aufheben und jedenfalls die Nachholung der 
Öffentlichkeitsbeteiligung verlangen.  
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< zurück zur Artikelübersicht 
 

[GGSC] empfiehlt Umweltausschuss Stärkung kommunaler 
Position im Verpackungsrecht 

[GGSC] hat in der Anhörung zum vorliegenden Entwurf des VerpackDG dem Umweltausschuss 
des Deutschen Bundestags am 06.05.2026 empfohlen, dem entsprechenden Vorschlag des 
Bundesrates zu folgen und in § 30 VerpackDG eine Regelung einzufügen, die den örE ein 
einseitiges Festsetzungsrecht der Mitbenutzungsentgelte für die Sammlung von Papier, Pappe 
und Kartons einräumt. 

RA Dr. Frank Wenzel, der als Sachverständiger auf Vorschlag der SPD-Bundestagsfraktion 
eingeladen war, fokussierte seine Ausführungen auf eine Ergänzung des § 30 VerpackDG, um 
diese seit 35 Jahren erforderliche Reparatur vorzunehmen. Darüber hinaus bräuchte es eine 
vergleichbare Ergänzung für die Regelung zur Kostenbeteiligung in § 31 Abs. 2 VerpackDG (sog. 
Nebenentgelte für Standplätze).  

Dies bietet allen Beteiligten Rechtssicherheit, gewährleistet die Zahlung an die Kommunen und 
verhindert zudem, dass der Bürger mitunter doppelt für die Verpackungsentsorgung zahlt - 
einmal an der Ladentheke, einmal gegenüber den Kommunen. 

Auf der Homepage des Deutschen Bundestags findet sich Näheres zur Ausschusssitzung und 
die schriftliche Stellungnahme von [GGSC]. 

Rückfragen bei [GGSC] bitte an 

  
 

< zurück zur Artikelübersicht 
 

https://www.bundestag.de/ausschuesse/umwelt/sitzungen/1165576-1165576
https://www.bundestag.de/resource/blob/1173972/Stellungnahme-RA-Dr-Wenzel.pdf
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Verpackungsgesetz: Schiedsspruch zur LVP-Mitbenutzung von 
Wertstoffhöfen  

In einem von [GGSC] für den Abfallwirtschaftsbetrieb des Landkreises Pfaffenhofen a.d. Ilm 
geführten Schiedsverfahren hat ein Schiedsgericht am 10. April 2026 den Streit um das 
angemessene Mitbenutzungsentgelt der Systeme für die Erfassung der LVP-Fraktion an 
kommunalen Wertstoffhöfen entschieden. Im Ergebnis hat das Schiedsgericht dem 
Abfallwirtschaftsbetrieb des Landkreises Pfaffenhofen a.d.Ilm ein Mitbenutzungsentgelt für 
das Jahr 2022 in Höhe von 475.695,95 EUR zugesprochen – und damit deutlich mehr als die 
noch für 2021 gezahlten 282.800 EUR. So weit, so gut. Der Weg dorthin überzeugt allerdings 
nicht: Das Schiedsgericht hat sich nicht – wie es § 22 Abs. 3 VerpackG vorsieht – an die Vorgabe 
des örE zum Berechnungsmaßstab gehalten, sondern den Maßstab kostengruppenweise selbst 
bestimmt. 

Hintergrund 

Streitgegenständlich war das angemessene Mitbenutzungsentgelt der Systeme für die 
Erfassung der LVP-Fraktion an den Wertstoffhöfen des Landkreises Pfaffenhofen a. d. Ilm im 
Jahr 2022. Die Systeme weigerten sich in den letzten 20 Jahren das im Jahr 2004 vereinbarte 
Mitbenutzungsentgelt von 2,20 € pro Einwohner/Jahr einvernehmlich zu erhöhen. Nachdem 
die letzte Abstimmungsvereinbarung zum 31. Dezember 2021 ausgelaufen war, ohne dass eine 
Einigung über das endgültige Mitbenutzungsentgelt erzielt werden konnte, hatten sich die 
Parteien zunächst auf eine vorläufige Pauschale von 2,20 € pro Einwohner/Jahr verständigt. Die 
in der Mitbenutzungsvereinbarung enthaltene Schiedsklausel sah die endgültige Entscheidung 
nach der Schiedsgerichtsordnung der IHK zu Düsseldorf vor. 

Gestritten wurde im Verfahren insbesondere um den Verteilungsmaßstab für die Kosten: 
Volumen (33 %, Forderung des örE: 698.844,78 EUR) oder Masse (9,1 %, Position der Systeme: 
182.949,15 EUR). 

Vorgaberecht statt Billigkeitsentscheidung 

§ 22 Abs. 3 Satz 3 Hs. 2 VerpackG lautet eindeutig: Welcher der beiden Berechnungsmaßstäbe 
– Masse oder Volumen – als Berechnungsgrundlage anzuwenden ist, wird durch den öffentlich-
rechtlichen Entsorgungsträger im Rahmen der Abstimmung vorgegeben. Die Vorschrift räumt 
dem örE damit ein einseitiges Vorgaberecht ein. Es geht eben gerade nicht um einen zwischen 
den Parteien zu verhandelnden oder gar von einem Gericht nach Billigkeit zu setzenden 
Maßstab. Der Gesetzgeber hat – aus guten Gründen – das Vorgaberecht beim örE verortet, weil 
dieser über die für die Kalkulation maßgeblichen Strukturen und Daten verfügt.  

Genau diese gesetzliche Wertung relativiert das Schiedsgericht in seiner Entscheidung. Das 
Schiedsgericht zerlegt die Gesamtkosten in einzelne Kostengruppen und entscheidet für jede 
dieser Gruppen aus eigener Wertung, ob der Volumen- oder der Massemaßstab "die 
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tatsächliche Kostenverteilung am gerechtesten wiedergibt". Im Ergebnis akzeptiert es den vom 
örE vorgegebenen Volumenmaßstab bei den Personalkosten, greift dagegen auf den 
Massemaßstab bei anderen Kostenblöcken zurück. Die Rechts- und Beratungskosten werden 
hingegen zu 100 % anerkannt, weil sie ausschließlich der LVP-Erfassung dienten. 

Dieser kostengruppenweise Ansatz ist mit § 22 Abs. 3 VerpackG nach unserer Auffassung nicht 
vereinbar. Die Norm trifft die Maßstabsentscheidung einheitlich für das Mitbenutzungsentgelt 
und überlässt sie dem örE. Eine kostengruppenweise Aufteilung kennt die Vorschrift nicht. Die 
Entscheidung des Schiedsgerichts ist auch deshalb problematisch, weil das Schiedsgericht 
meint, die Entscheidung des örE kostengruppenweise wieder auf Masse korrigieren zu dürfen. 
Im Ergebnis bleibt vom Vorgaberecht des örE wenig übrig. 

Hinzu kommt: Der pauschale Rückgriff auf den Massemaßstab bei Abschreibungen, Zinsen und 
Gemeinkosten überzeugt auch sachlich nicht. Infrastrukturkosten richten sich gerade nicht 
nach der Masse der einzelnen Fraktion, sondern nach dem für ihre Erfassung erforderlichen 
Platzbedarf, der Anlieferfrequenz und den vorgehaltenen Behältnissen – und damit nach 
Größen, die mit dem Volumen weit enger korrelieren als mit der Masse. Wenn das 
Schiedsgericht im selben Atemzug bei den Personalkosten zutreffend auf Anlieferfrequenz und 
Anpassungen nach Einführung der gelben Tonne abstellt, müsste es diese Logik konsequent 
auch auf die übrigen Kostengruppen anwenden. 

Nur am Rande: Dass die Parteien bereits vor über 20 Jahren ein Mitbenutzungsentgelt als 
kostendeckend haben (dessen einvernehmlicher Anpassung sich die Systeme seither vehement 
verweigerten), das höher lag als das sich jetzt nach der Masseberechnung ergebende Entgelt, 
zeigt, dass der Massemaßstab bereits nicht „die tatsächliche Kostenverteilung am 
gerechtesten" wiedergeben kann. 

Bedeutung für die Praxis 

Die Entscheidung wird – das ist absehbar – von den Systemen in den kommenden 
Verhandlungsrunden gerne als "Beleg" dafür bemüht werden, dass der Volumenmaßstab nur 
eingeschränkt anwendbar sei und für ganze Kostenblöcke eine Masseberechnung 
"angemessener" sei. Dem ist mit Nachdruck entgegenzutreten: § 22 Abs. 3 VerpackG sieht ein 
einheitliches Vorgaberecht des örE vor, keine kostengruppenweise Billigkeitskontrolle. 

Im Übrigen zeigt der Fall, dass auch unter dem hier vom Schiedsgericht angelegten – aus 
unserer Sicht zu engen – Maßstab eine deutliche Erhöhung des Mitbenutzungsentgelts durch-
setzbar ist. Die für 2021 noch geleisteten 282.800 EUR waren erkennbar nicht auskömmlich. 
Wir empfehlen daher allen örE, die LVP für die Systeme auf Wertstoffhöfen miterfassen, die 
Kosten sorgfältig zu kalkulieren und den Volumenmaßstab konsequent geltend zu machen. Es 
bleibt erheblicher Spielraum nach oben! 
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Ausblick 

[GGSC] berät eine Vielzahl öffentlich-rechtlicher Entsorgungsträger bei der Verhandlung und 
Kalkulation von Wertstoffhof-Mitbenutzungsentgelten sowie in entsprechenden Schieds- und 
Verwaltungsgerichtsverfahren. Wir vertiefen die Entscheidung – einschließlich der Konse-
quenzen für das Vorgaberecht nach § 22 Abs. 3 VerpackG – in unserem nächsten Online-
Seminar zur Umsetzung des Verpackungsgesetzes.  

Rückfragen bei [GGSC] bitte an 

  
 

< zurück zur Artikelübersicht 
 

Hessischer Verwaltungsgerichtshof bestätigt: Bei Vorliegen der 
Zweidrittelmehrheit sind alle Systeme an 
Abstimmungsvereinbarung gebunden 

Die Abstimmungsvereinbarung bindet auch diejenigen Systeme, die bei Vorliegen einer 2/3-
Systemmehrheit mit „Nein“ gestimmt haben. Folglich müssen alle Systeme die vereinbarten 
Mitbenutzungsentgelte an den öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger zahlen. Der Hessische 
Verwaltungsgerichtshof hat am 27.03.2026 (Az.: 5 A 1650/22 Z) den Antrag auf Zulassung der 
Berufung eines Systems gegen die Entscheidung des Verwaltungsgerichts Gießen vom 
09.08.2022 (Az.: 6 K 2794/21.GI) abgelehnt. 

Ausgangsentscheidung des VG Gießen 

Das Verwaltungsgericht Gießen hatte ein System, das bei dem Abstimmungsprozess der 
Systeme gegen die Abstimmungsvereinbarung votierte, zur Zahlung von 
Mitbenutzungsentgelten verurteilt, da die notwendige Zustimmung von 2/3 der Systeme 
vorlag. Der von [GGSC] vertretene Wetteraukreis hatte gegen die Reclay Systems GmbH 
geklagt. Das Systeme hatte sich geweigert, die für das Jahr 2019 vereinbarten 
Mitbenutzungsentgelte zu zahlen, obwohl es die Leistung des Kreises über die PPK- 
Altpapiersammlung in Anspruch nahm. 

https://www.ggsc.de/aktuelles/aktuelle-meldungen/vg-giessen-bestaetigt-systeme-sind-unabhaengig-vom-eigenen-stimmverhalten-bei-2/3-mehrheit-an-abstimmungsvereinbarung-gebunden
https://www.ggsc.de/aktuelles/aktuelle-meldungen/vg-giessen-bestaetigt-systeme-sind-unabhaengig-vom-eigenen-stimmverhalten-bei-2/3-mehrheit-an-abstimmungsvereinbarung-gebunden
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Nach dem VG Gießen hat der Wetteraukreis einen Anspruch aus der Anlage 7 zur 
Abstimmungsvereinbarung, weil in § 22 Abs. 7 VerpackG eine gesetzlich normierte 
Abschlussvollmacht zu sehen ist. Das Gericht wies die Argumentation der Reclay Systems 
GmbH zurück, nach der der Anspruch des Wetteraukreises zwischenzeitlich entfallen sei: Die 
Pflicht zur Erbringung der Verwertungsnachweise sei trotz der Schließung des Meldeportals 
durch die Reclay Systems GmbH möglich, weil es sich bei den Nachweisen nicht um ein 
absolutes Fixgeschäft handle. 

Beschluss des Hessischen VGH 

Der Hessische VGH wies nun den Antrag der Reclay Systems GmbH auf Zulassung der Berufung 
gegen das Urteil des VG Gießen zurück. Berufungszulassungsgründe seien nicht gegeben. 
Insbesondere bestünden nicht die von der Reclay Systems GmbH behaupteten ernstlichen 
Zweifel an der Richtigkeit des Urteils des VG Gießen. Der Hessische VGH bestätigt damit, dass 
die Reclay Systems GmbH an die Abstimmungsvereinbarung gebunden ist und der Anspruch 
des Wetteraukreises auch durch die Schließung des Meldeportals nicht nachträglich unmöglich 
ist. Auch eine grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache erkennt der Hessische VGH nicht. 
Dem VGH sei „kein anderer Fall bekannt, in dem es entscheidungserheblich darauf 
angekommen wäre, ob die Leistungspflicht eines Systems gegenüber dem Entsorgungsträger 
entfallen ist“. 

Fazit  

Es ist erfreulich, dass der Hessische VGH dem Alleingang der Reclay Systems GmbH Einhalt 
geboten und das Verfahren ohne Durchführung des Berufungsverfahrens beendet hat. Bereits 
das VG Gießen hatte keine Gründe für eine Berufungszulassung erkennen können und für das 
Vorgehen der Reclay Systems GmbH bereits deutliche Worte gefunden: „Da die Beklagte zu 
keinem Zeitpunkt eine Dinglichkeit hinsichtlich der Mengenmeldungen angemahnt und 
dennoch die Sammelstruktur des Klägers mitbenutzt hat, verhält sie sich nunmehr treuwidrig, 
wenn sie sich auf eine Unmöglichkeit der Leistungspflicht des Klägers beruft.“ Die Entscheidung 
gibt den öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträgern Rechtssicherheit beim Abschluss von 
Abstimmungsvereinbarungen. 

Rückfragen bei [GGSC] bitte an 
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< zurück zur Artikelübersicht 
 

Neues zu den Zertifikatskosten 

Union und SPD haben sich im Koalitionsausschuss Mitte Mai darauf verständigt, den CO₂-Preis 
bei 55 bis 65 Euro stabil zu halten. In der Folge ist nach Presseberichten mit Mindereinnahmen 
im Haushalt von geschätzt 3-4 Mrd. € zu rechnen. Entsprechend reduzieren sich die 
Entsorgungskosten, soweit örE die Zertifikatskosten dem Grunde nach zu tragen haben. 

[GGSC] vertritt gerichtlich und außergerichtlich eine Reihe von Kommunen, die sich in 
Altverträgen, die vor Inkrafttreten des BEHG abgeschlossen worden waren, Nachforderungen 
von Anlagenbetreibern ausgesetzt sehen. Mit ersten Entscheidungen wird in der zweiten 
Jahreshälfte gerechnet. 

Auch für die Vergabe von Entsorgungsleistungen, die eine Verbrennung von Abfällen zum 
Gegenstand haben, bleibt die Regelung zur Kostentragung eine Herausforderung. In der Praxis 
werden hier verschiedene Modelle umgesetzt.  

Rückfragen bei [GGSC] bitte an 

  
 

< zurück zur Artikelübersicht 
 

Umsatzsteuerbefreite Leistungen innerhalb von Anstalten des 
öffentlichen Rechts und Zweckverbänden 

Das Umsatzsteuergesetz enthält mit § 4 Nr. 29 UStG eine Regelung, nach der Leistungen von 
Personenzusammenschlüssen (z.B. Anstalten des öffentlichen Rechts, Zweckverbände) 
gegenüber ihren Mitgliedern unter bestimmten Voraussetzungen umsatzsteuerbefreit sind. 
Der Europäische Gerichtshof (EuGH) hat nunmehr wichtige Aussagen zu zwei der in § 4 Nr. 29 
UStG enthaltenen Tatbestandsvoraussetzungen getroffen – dem Kriterium der 
„Unmittelbarkeit“ und der „Wettbewerbsverzerrung“.  
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Voraussetzungen für die umsatzsteuerbefreite Leistungserbringung nach § 4 Nr. 29 
UStG 

§ 4 Nr. 29 UStG erfasst nur Leistungen, die selbständige und im Inland ansässige 
Personenzusammenschlüsse (z.B. Anstalten des öffentlichen Rechts oder Zweckverbänden) an 
ihre ebenfalls im Inland ansässigen Mitglieder erbringen. Weitere Voraussetzung ist, dass die 
Mitglieder des Personenzusammenschlusses eine in § 4 Nr. 11b, 14–18, 20–25 oder 27 UStG 
benannte Tätigkeit oder eine dem Gemeinwohl dienende nichtunternehmerische Tätigkeit 
ausüben und die erbrachten Leistungen für unmittelbare Zwecke der Ausübung dieser 
Tätigkeiten verwendet werden. Der Zusammenschluss darf von seinen Mitgliedern lediglich die 
genaue Erstattung des jeweiligen Anteils an den gemeinsamen Kosten fordern und die 
Steuerbefreiung darf nicht zu Wettbewerbsverzerrungen führen.  

EuGH zum Kriterium der „Unmittelbarkeit“ 

Der EuGH hat mit Urteil vom 22.01.2026 (Az.: Rs. C-379/24, C-380/24) das in Art. 132 Abs. 1 
Buchst. f Mehrwertsteuersystem-Richtlinie (MwStSystRL) enthaltene Kriterium der 
unmittelbaren Leistungserbringung konkretisiert. Die MwStSystRL ist die europarechtliche 
Rechtsgrundlage des in Deutschland geltenden § 4 Nr. 29 UStG, so dass die Entscheidung des 
EuGH für die Anwendung des § 4 Nr. 29 UStG von unmittelbarer Relevanz ist. 

Der EuGH hat klargestellt, dass Art. 132 Abs. 1 Buchst. f MwStSystRL zwar einen 
Zusammenhang zwischen den Leistungen des Zusammenschlusses und der steuerbefreiten 
Tätigkeit seiner Mitglieder verlangt, diese Leistungen aber weder speziell auf die Tätigkeit 
zugeschnitten noch für einzelne Umsätze unerlässlich sein müssen. Entscheidend sei allein, 
dass die Leistungen unmittelbar der Ausübung der steuerbefreiten Tätigkeit dienen, was auch 
bei regelmäßig erbrachten, hierfür erforderlichen allgemeinen Leistungen der Fall sein kann. In 
dem vom EuGH entschiedenen Fall ging es um die Erbringung von Reinigungsleistungen, welche 
die Kostenteilungsgemeinschaft für ihre Mitglieder (Betreiber von Krankenhäusern und 
Schulen) erbracht haben.  

EuGH zum Kriterium der „Wettbewerbsverzerrung“ 

Mit Blick auf das Tatbestandsmerkmal der „Wettbewerbsverzerrung“ hat der EuGH klargestellt, 
dass eine Wettbewerbsverzerrung (bzw. die Gefahr einer solchen) nicht allein deshalb 
angenommen werden könne, weil die Leistungen eines Zusammenschlusses aufgrund ihres 
„allgemeinen Charakters“ für beliebige andere steuerpflichtige Tätigkeiten und nicht nur für 
die steuerbefreite Tätigkeit der Mitglieder genutzt werden können. In dem vom EuGH 
entschiedenen Fall ging es um Reinigungsleistungen für Krankenhäuser und Schulen, die 
theoretisch auch von privatwirtschaftlichen Unternehmen im Wettbewerb hätten erbracht 
werden können. Dem EuGH zufolge widerspricht es aber dem Ziel des Art. 132 Abs. 1 Buchst. f 
MwStSystRL, einem selbständigen Zusammenschuss die Steuerbefreiung allein deswegen zu 
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versagen – der Anwendungsbereich der Regelung würde dadurch unzulässig weit 
eingeschränkt.  

Bedeutung des EuGH-Urteils für die Anwendung von § 4 Nr. 29 UStG 

Welche Bedeutung hat das EuGH-Urteil für die Anwendung des § 4 Nr. 29 UStG? Eine 
Umsatzsteuerbefreiung nach dieser Vorschrift kommt nur in Betracht, wenn etwa ein 
Zweckverband oder eine Anstalt des öffentlichen Rechts Leistungen unmittelbar gegenüber 
ihren Mitgliedern erbringen. Ein möglicher Anwendungsfall ist z.B. die Bereitstellung einer IT-
Infrastruktur. Sofern auch die weiteren, in § 4 Nr. 29 UStG enthaltenen Voraussetzungen erfüllt 
sind, hätte das EuGH-Urteil zur Folge, dass die Steuerbarkeit der Umsätze – anders als bei § 2b 
UStG – nicht allein deswegen eintritt, da die betreffende Leistung theoretisch auch von 
privaten Wirtschaftsteilnehmern erbracht werden könnte.  

Im Einzelfall kann die Regelung des § 4 Nr. 29 UStG neben § 2b UStG herangezogen werden. 
Die Einholung einer verbindlichen Auskunft ist auch in Fällen der beabsichtigten Anwendung 
des § 4 Nr. 29 UStG zu empfehlen, da sich juristische Personen des öffentlichen Rechts nur auf 
dieser Grundlage darauf verlassen können, dass ihr umsatzsteuerrechtliches Handeln von der 
Finanzverwaltung als rechtskonform erachtet wird. 

[GGSC] unterstützt Sie hierbei gerne. Wir verfügen über große Erfahrung im Umgang mit § 2b 
UStG und § 4 Nr. 29 UStG – insbesondere für öffentlich-rechtliche Entsorgungsträger – sowie 
bei der Erstellung entsprechender Anträge auf verbindliche Auskunft. 

  
< zurück zur Artikelübersicht 
 

OLG Koblenz: Abfallbezeichnungen nach BioAbfV und AVV  

Sowohl die Verordnung über das Europäische Abfallverzeichnis (AVV) als auch die 
Bioabfallverordnung (BioAbfV) enthalten jeweils eigene Verzeichnisse mit Kennnummern für 
bestimmte Abfalltypen. Wie stehen die beiden Verzeichnisse zueinander, hat eine von beiden 
Vorrang und welche Bedeutung haben sie bei Abfallvergaben? Das OLG Koblenz hat hierzu 
jüngst einige klärende Hinweise gegeben (OLG Koblenz, Beschluss vom 24.03.2026 - Verg 2/25 
-, IBRRS 2026, 0809). 
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Die Regelungen 

Nach § 2 AVV müssen für Abfälle, wenn sie aufgrund von Rechtsvorschriften bezeichnet werden 
sollen, die Bezeichnungen nach der Anlage zur AVV verwendet werden. Diese bestehen aus 
einem sechsstelligen Abfallschlüssel und der dazugehörigen Abfallbezeichnung. Gleichzeitig 
weist die Bioabfallverordnung in ihrem Anhang 1 ebenfalls eine eigene Liste mit diversen Arten 
und Unterarten von Bioabfällen auf. Diese Liste enthält auch Bezugnahmen auf das Verzeichnis 
der AVV, weicht von diesem aber auch in einigen Punkten ab. In welchem Zusammenhang ist 
nun welches Abfallverzeichnis zu berücksichtigen? Das OLG Koblenz hatte hierzu eine 
Entscheidung in Zusammenhang mit der Siebung, Vergärung und Ausbringung von Bioabfällen 
aus privaten Haushalten auf landwirtschaftliche Flächen zu treffen und hat entschieden: im 
Anwendungsbereich der BioAbfV gehen deren Bezeichnungen vor. 

Sachverhalt: Rüge einer Entsorgungsausschreibung 

In dem Vergabeverfahren, an dem sich der vom OLG zu entscheidende Streit entzündet hatte, 
hatte ein Zweckverband u.A. die Verwertung von Bioabfällen aus privaten Haushaltungen 
ausgeschrieben. Die Abfälle wollte der Zweckverband vor der Übergabe an den Entsorger 
jeweils durch Sieben in drei unterschiedliche Fraktionen unterschiedlicher Körnung aufteilen. 
Hinsichtlich der Verwertungsart waren eine vollständige Kompostierung und eine vollständig 
energetische Verwertung ausgeschlossen. Als Nachweis der Eignung mussten Bieter außerdem 
eine Anlage vorweisen, die für die Verwertung „der ausgeschriebenen Abfallart“ zertifiziert 
war. 

Ein Bieter hielt nun sowohl diesen verlangten Eignungsnachweis als auch die Verwertung der 
betreffenden Abfälle für unmöglich. Denn er meinte, wegen der vorherigen Siebung stellten 
die zu verwertenden Bioabfälle sog. „sonstige Abfälle aus der mechanischen Behandlung von 
Abfällen […]“ der AVV-Schlüsselnummer 19 12 12 dar. Eine Vergärungsanlage, die für die 
Verwertung solcher Abfälle zertifiziert sei, gebe es aber nicht. Zweitens könnten die 
Gärrückstände – eine zugelassene Anlage einmal unterstellt – dann nicht auf 
landwirtschaftliche Felder ausgebracht werden, da Abfälle mit der AVV-Nummer 19 12 12 
hierfür nach § 6 Abs. 2 BioAbfV i.V.m. deren Anhang 1 Nr. 1 nicht zugelassen seien.  

OLG Koblenz: Die AVV-Schlüsselnummern sind im Bereich der BioAbfV unerheblich 

Diese Argumentation lehnte das Gericht ab und stellte im Zuge seiner Begründung das 
Verhältnis von AVV und BioAbfV klar: Erstens stelle die Siebung der Bioabfälle keine 
„mechanische Behandlung“ i.S.v. AVV-Schlüsselnummer 19 12 12 dar – stattdessen handele es 
sich bei den Bioabfällen auch nach der Siebung aus der Perspektive der AVV weiterhin um 
„gemischte Siedlungsabfälle“ nach AVV-Schlüsselnummer 20 03 01; und zweitens würde selbst 
eine Einordnung der Abfälle als „sonstige Abfälle …“ nach 19 12 12 eine Ausbringung nicht 
verhindern. Denn es zutrifft zwar zu, dass diese Schlüsselnummer – anders als diverse andere 
AVV-Schlüsselnummern – im für die Ausbringung nach § 6 BioAbfV maßgeblichen Anhang zur 
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BioAbfV nicht genannt ist. Doch auf die Nennung der betreffenden AVV-Schlüsselnummer im 
Anhang 1 der BioAbfV kommt es nach der Entscheidung des OLG Koblenz gar nicht an: die 
entsprechenden AVV-Schlüsselnummern sind hier nur zur Sortierung aufgeführt, rechtlich 
kommt es aber auf die konkreten Bezeichnungen der verschiedenen Bioabfälle nach der 
BioAbfV an.  

Deshalb benennt Anhang 1 zur BioAbfV auch eine konkrete Auswahl aus bspw. den gemischten 
Siedlungsabfällen nach AVV-Nr. 20 03 01, die etwa für die Ausbringung auf landwirtschaftlichen 
Flächen gemäß § 6a BioAbfV in Frage kommen. Auf diese Auswahl kommt es an, nicht die AVV-
Schlüsselnummer.  

Hintergrund: Die AVV ist für Bioabfälle zu unspezifisch 

Hintergrund ist, so das Gericht, dass die auf die unionsrechtliche Vorschriften zurückgehenden 
Schlüsselnummern und Abfallbezeichnungen der AVV für die Anforderungen der BioAbfV in 
Bezug auf Bioabfälle nicht spezifisch genug sein sollen. Die BioAbfV führt deshalb ein 
spezielleres Sonderregime ein und benennt unter den aufgeführten AVV-Nummern jeweils 
diejenigen konkreten Abfälle, die als Bioabfälle i.S.d. Verordnung gelten. Diese Benennung geht 
den AVV-Bezeichnungen vor. Hierauf weisen schon die „Hinweise zum Vollzug der novellierten 
Bioabfallverordnungen“ [PDF] einer Bund-Länder-Arbeitsgruppe von 2014 hin (S. 11, Download 
beim BMUKV), die auch das Gericht anführt. Wirklich verbindlich sind die Angaben im AVV-
Verzeichnis nur in Bezug auf die Kennzeichnung von gefährlichen Abfällen (vgl. § 3 AVV).  

Dass in Anhang 1 der BioAbfV also zwar die gemischten Siedlungsabfälle (AVV-
Schlüsselnummer 20 03 01) aufgelistet sind, aber nicht die sonstigen Abfälle aus mechanischer 
Behandlung (AVV-Nr. 19 12 12) wäre im zugrundeliegenden Ausschreibungsverfahren selbst 
dann irrelevant gewesen, wenn die fraglichen Abfälle tatsächlich nach AVV-Nr. 19 12 12 
einzuordnen wären. Denn, so schreibt das Gericht: „Im Rahmen der BioAbfV wird eine 
Zuordnung von behandelten Bioabfällen […] zur Abfallbezeichnungen […] gemäß der Anlage 
zur AVV … nicht verlangt. Die Aufnahme der Schlüsselnummern im Anhang 1 zur BioAbfV ist 
lediglich zum Zwecke der Sortierung erfolgt.“  

Auch BImSchG-Genehmigungen betroffen 

Ähnlich verhält es sich mit der immissionsschutzrechtlichen Genehmigung von 
Vergärungsanlagen. Sie legt nur bei Verbrennungsanlagen die konkreten Abfallarten nach der 
AVV fest, denn nur für solche Anlagen ist eine derartige Festlegung Teil der Antragsunterlagen 
und des Genehmigungsbescheids (vgl. § 4a Abs. 3 und § 21 Abs. 3 Nr. 1 der 9. BImSchV). Für 
Vergärungsanlagen kommt es dagegen schlicht darauf an, dass sie ihrer Genehmigung nach für 
die Befüllung mit Bioabfällen nach der BioAbfV zugelassen sind. Dass im Anhang 1 der BioAbfV 
(zu Zwecken der Sortierung) auch Schlüsselnummern aus dem AVV-Verzeichnis genannt 
werden, soll auch hierfür irrelevant sein. Nur auf die Bezeichnung nach der BioAbfV kommt es 
an.  

https://www.bundesumweltministerium.de/gesetz/bioabfallverordnung-und-hinweise-zum-vollzug-der-novellierten-bioabfallverordnung-2012
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Vergaberechtliche Konsequenzen  

In Vergabeverfahren für Leistungen der Bioabfallentsorgung sollten nach dieser Entscheidung 
die zu entsorgenden Abfälle im Rahmen der Leistungsbeschreibung sowie der Anforderungen 
an die Eignung des Bieterinnen und Bieter nach Möglichkeit stets nach der BioAbfV bezeichnet 
werden. Für die Eignungskriterien kommt es dabei ausschließlich auf deren Darstellung in der 
Vergabebekanntmachung an – die restlichen Vergabeunterlagen wie bspw. der 
Vertragsentwurf sind (jedenfalls) im Rahmen des Vergabeverfahrens selbst hier unerheblich. 
Zu diesen vergaberechtlichen Fragen dieser Entscheidung des OLG Koblenz s. unseren Beitrag 
im aktuellen Newsletter zum Vergaberecht. 

  
  

< zurück zur Artikelübersicht 
 

Entgelt-Anpassungsverlangen wegen gestiegener Kraftstoff-
Kosten – wie reagieren? 

Der Irankrieg hat bekanntlich die Preise für Rohöl sowie die daraus raffinierten Treibstoffe 
weltweit in die Höhe getrieben. Dies wirkt sich mittlerweile auch auf die kommunale 
Abfallwirtschaft aus. Immer mehr örE sind mit Entgelt-Anpassungsbegehren von 
Auftragnehmern im Rahmen laufender Entsorgungsverträge konfrontiert.  

Die richtige Reaktion auf ein Entgelt-Anpassungsverlangen 

Erhält ein örE ein entsprechendes Entgelt-Anpassungsverlangen mit Verweis auf die 
gestiegenen Treibstoff-Preise, sollte dem Verlangen keinesfalls ungeprüft zugestimmt werden. 

Ob der Auftragnehmer tatsächlich einen Anspruch auf Entgelt-Anpassung hat, muss anhand 
der individuellen vertraglichen und ggf. ergänzend anhand der gesetzlichen Regelungen 
geprüft werden. Ein bloß pauschaler Verweis des Auftragnehmers auf gestiegene Treibstoff-
Kosten wird für die Anspruchsbegründung in aller Regel nicht ausreichend sein. 

In den meisten langfristigen Verträgen, die Transportleistungen beinhalten, sind Klauseln 
vereinbart, die eine Entwicklung der Treibstoff-Kosten anhand eines definierten Index 
berücksichtigen und eine Entgelt-Anpassung anhand der Index-Entwicklung in bestimmten 
Intervallen ermöglichen. 

https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-vergabe-april-2026/auslegung-der-eignungskriterien-nur-die-auftragsbekanntmachung-zaehlt
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-vergabe-april-2026/auslegung-der-eignungskriterien-nur-die-auftragsbekanntmachung-zaehlt
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Ist eine solche Klausel vereinbart, spricht zunächst einmal viel dafür, dass der Auftragnehmer 
das Risiko kurzzeitiger Preisschwankungen vertraglich übernommen hat und er eine Anpassung 
des vereinbarten Entgelts nur gemäß der im jeweiligen Vertrag vereinbarten Voraussetzungen 
zu den festgelegten Zeitpunkten verlangen kann. 

Umfängliche Darlegungs- und Beweislast 

Mitunter stützt der Auftragnehmer ein Entgelt-Anpassungsbegehren auf die Grundsätze der 
Störung der Geschäftsgrundlage (§ 313 BGB). Auch in diesem Fall trifft den Auftragnehmer die 
volle Darlegungs- und Beweislast hinsichtlich aller anspruchsbegründenden Tatsachen. Zu 
diesen zählt u. a. die Unzumutbarkeit des Festhaltens am Vertrag zu den vereinbarten 
Bedingungen. Die Darlegung hat spezifisch für den jeweiligen Einzelfall zu erfolgen. 

[GGSC] berät zu allen Fragen im Zusammenhang mit der Vergabe und Durchführung von 
Entsorgungsverträgen. 

  
 

< zurück zur Artikelübersicht 
 

Zirkuläres Bauen und die Kreislaufwirtschaft: Interview und 
Vortrag von SRU-Mitglied Prof. Christina Dornack am 02.06.2026 

Die Klimabilanz des Bausektors ist besonders gravierend - umso größer sind hier aber auch die 
Potentiale einer funktionierenden Kreislauf- und Abfallwirtschaft. Als Zentrales Instrument für 
die Minderung von negativen Umweltauswirkungen erweist sich hier das zirkuläre Bauen. 
Gemeint ist die möglichst weitgehende Umstellung des Bauens auf nachhaltige Materialien und 
Prozesse von der Planung bis zum Rückbau und zur Verwertung. [GGSC] führt dazu am 
02.06.2026 ein Expert:innen-Interview mit Prof. Dr. Christina Dornack, Mitglied des 
Sachverständigenrats der Bundesregierung für Umweltfragen (SRU) als Mitautorin der zum 
Thema soeben erschienenen Studie des SRU zum Thema. Das Interview eröffnet einen ersten 
Einstieg mit besonderem Fokus auf der (öffentlichen) Kreislaufwirtschaft. Am Digitalen Tag der 
Abfallwirtschaft von [GGSC] am 18.06.2026 berichtet Frau Prof. Dornack dann ausführlicher 
zu Potentialen und Hemmnissen für das zirkuläre Bauen und zu etwaigen Konsequenzen für die 
öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger. 

https://www.ggsc.de/veranstaltungen/seminare/21-ggsc-expertinnen-interview-kreislaufwirtschaft-und-zirkulaeres-bauen
https://www.ggsc.de/veranstaltungen/seminare/digitaler-tag-der-kommunalen-abfallwirtschaft
https://www.ggsc.de/veranstaltungen/seminare/digitaler-tag-der-kommunalen-abfallwirtschaft
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Zirkuläres Bauen: Ein neues zentrales Konzept der Zukunft 

Paradigmatisch für das Ansinnen, Ressourcenverbrauch und Treibhausgasimmissionen im 
Bausektor zu senken, ist das zirkuläre Bauen. Der Begriff steht für eine umfassende Betrachtung 
und Bewertung von Bauprodukten und Bauweisen von der Ressourcenschöpfung bis zum 
Lebensende eines Gebäudes mit dem Ziel, die Umweltauswirkungen des Bauens durch 
Wiederverwendung, Verwertung und nur möglichst geringe Beseitigung gezielt strategisch zu 
minimieren. 

Zu den Potentialen und Hemmnissen des zirkulären Bauens hat der Sachverständigenrat für 
Umweltfragen (SRU), das wissenschaftliche Beratungsgremium der Bundesregierung, nun eine 
ausführliche Studie vorgelegt („Zirkulär bauen: Bestand erhalten, Kreisläufe schließen“).  

Umwelt-, Klima- und Ressourcenschutz am Bau: der Bedarf ist groß 

Der Bedarf für ein kreislaufwirtschaftliches Umsteuern in der Baubranche ist besonders stark. 
So schreibt der SRU in seiner Studie: 

"Die massiven Umweltschäden, die mit dem Bauen verbunden sind, können und müssen 
gemindert werden. Die Umweltwirkungen ziehen sich durch den gesamten Prozess von 
Rohstoffgewinnung, Errichtung, Betrieb und Instandhaltung von Gebäuden bis hin zum 
Abbruch und der Deponierung von Bauabfällen. Mehr als ein Drittel des Rohstoffbedarfs in 
Deutschland entsteht im Hoch- und Tiefbau. Der Bau- und Gebäudebereich verursacht mehr 
als die Hälfte des jährlichen Abfallaufkommens und einen Großteil des Flächenverbrauchs. 8 % 
der deutschen Treibhausgasemissionen entfallen auf die inländische Baustoffproduktion." 

Immer noch hohe Hürden – und gewaltige Potentiale  

Zirkuläres Bauen kann die negativen Umweltwirkungen des Bauens erheblich verringern, doch 
trotz aller bestehenden Ansätze sind die Hürden weiterhin hoch. Seine Umsetzung betrifft alle 
Phasen des Bauens im weitesten Sinne: von der Bedarfsbestimmung (muss gebaut werden? 
Neu- oder Umbau?) über die Planung der Bauweise sowie der Ressourcenwahl und -gewinnung 
bis zur Durchführung des Baus, der Gebäudeinstandhaltung bis zum Rückbau und dem 
anschließenden Schicksal der entnommenen Bauteile. Alle Phasen müssen von Beginn an in der 
Planung in den Blick genommen werden. Gleichzeitig bietet zirkuläres Bauen nicht nur 
ökologische Chancen, sondern auch ökonomische: Unterm Strich kann sich die konsequente 
Verfolgung dieses Ansatzes durchaus als wirtschaftlich vorteilhaft darstellen, wie Erfahrungen 
aus der Praxis zeigen.  

Vor welchen Hürden das zirkuläre Bauen dennoch weiterhin steht, an welchen Stellschrauben 
gedreht werden muss, wie und wo zirkuläres Bauen aber auch derzeit schon möglich ist, 
erläutert Frau Prof. Dornack sowohl im Interview als auch in ihrem Vortrag auf dem digitalen 
Tag der Abfallwirtschaft.  

https://www.umweltrat.de/SharedDocs/Downloads/DE/04_Stellungnahmen/2024_2028/2026_04_Zirkulaer_bauen_Download.pdf?__blob=publicationFile&v=18
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< zurück zur Artikelübersicht 
 

Digitaler Tag der Kommunalen Abfallwirtschaft am 18.06.2026 
Ein neues Format wird [GGSC] Ihnen am Donnerstag, den 18.06.2026 online präsentieren: Wir 
laden Sie herzlich ein zum „Digitalen Tag der Kommunalen Abfallwirtschaft“. Wir werden 
Ihnen in kompakten Vorträgen unser Update in allen zentralen rechtlichen Arbeitsfeldern der 
kommunalen Abfallwirtschaft vorstellen, also insbesondere im Satzungs-, Gebühren-, Vergabe- 
und Verpackungsrecht, aber auch zu weiteren aktuellen Themen. Das ausführliche Programm 
finden Sie auf unserer Website. 

 

„Inhousegeschäfte im kommunalen Konzern“ am 23.06.2026 
Unter welchen Voraussetzungen kann ein (Entsorgungs-)Auftrag „inhouse“, d.h. ohne 
Durchführung eines Vergabeverfahrens an eine kommunale Eigengesellschaft vergeben 
werden, wenn diese gewerblich tätige Tochtergesellschaften hat? Der EuGH hat mit Urteil vom 
15.01.2026 die Anforderungen an das – für Inhouse-Vergaben entscheidende – 
Wesentlichkeitskriterium neu formuliert. Wir gehen in unserem Seminar „Inhousegeschäfte im 
kommunalen Konzern“ der Frage nach, bei welchen Fallgestaltungen Handlungsbedarf 
bestehen kann und diskutieren Lösungsansätze.  

Abgerundet wird das Seminar durch einen aktuellen Überblick zur umsatzsteuerrechtlichen 
Beurteilung von Umsätzen in kommunalen Konzernstrukturen – auch hierzu hat der EuGH mit 
Urteil vom 22.01.2026 Hinweise gegeben, unter welchen Voraussetzungen diese 
umsatzsteuerbefreit sind. 

Das Seminar richtet sich an die Verantwortlichen für kommunale Wirtschaftsbetriebe und für 
die Beteiligungsverwaltung. 

  

https://www.ggsc.de/veranstaltungen/seminare/digitaler-tag-der-kommunalen-abfallwirtschaft
https://www.ggsc.de/veranstaltungen/seminare/inhousegeschaefte-im-kommunalen-konzern
https://www.ggsc.de/veranstaltungen/seminare/inhousegeschaefte-im-kommunalen-konzern
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Abfallrechtliche Entscheidungen in Kürze 

Im Folgenden finden Sie eine Auflistung aktueller abfallrechtlicher Entscheidungen in einer 
Kurzfassung. 

Schiedsspruch zur LVP-Mitbenutzung von Wertstoffhöfen 

In einem Schiedsverfahren hat ein Schiedsgericht am 10. April 2026 den Streit um das 
angemessene Mitbenutzungsentgelt der Systeme für die Erfassung der LVP-Fraktion an 
kommunalen Wertstoffhöfen entschieden. Ausführlich zu der Thematik in diesem Newsletter 
auf Seite 5. 

Zweidrittelmehrheit bindet alle Systeme an Abstimmungsvereinbarung 

Die Abstimmungsvereinbarung bindet auch diejenigen Systeme, die bei Vorliegen einer 2/3-
Systemmehrheit mit „Nein“ gestimmt haben. Folglich müssen alle Systeme die vereinbarten 
Mitbenutzungsentgelte an den öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger zahlen, hat der 
HessVGH am 27.03.2026 (Az.: 5 A 1650/22 Z) bestätigt. Ausführlich zu der Thematik in diesem 
Newsletter auf Seite 7. 

Vorbehandlung für die Verbrennung 

Eine Vorbehandlung für die Verbrennung liegt vor, wenn unter einem erhöhten Ausstoß von 
Emissionen durch eine mechanische Behandlung ein für Energieerzeugungsanlagen geeigneter 
Brennstoff hergestellt wird und die anschließende energetische Verwertung des 
vorbehandelten Abfalls typischerweise in eine dafür zugelassene Feuerungsanlage führt, so der 
VGH Kassel in seinem Beschluss vom 27.03.2026 (Az.: 9 B 2027/25.T). Ausführlich zu der 
Thematik in diesem Newsletter auf Seite 2. 

Abfallbezeichnungen nach BioAbfV und AVV 

Sowohl die Verordnung über das Europäische Abfallverzeichnis (AVV) als auch die 
Bioabfallverordnung (BioAbfV) enthalten jeweils eigene Verzeichnisse mit Kennnummern für 
bestimmte Abfalltypen. Wie stehen die beiden Verzeichnisse zueinander, hat eine von beiden 
Vorrang und welche Bedeutung haben sie bei Abfallvergaben? Das OLG Koblenz hat hierzu 
jüngst einige klärende Hinweise gegeben (Beschluss vom 24.03.2026 - Verg 2/25 -, IBRRS 2026, 
0809). Ausführlich zu der Thematik in diesem Newsletter auf Seite 11. 

Erfolgreicher Stellbescheid 

Nachdem eine Hamburger Behörde die Aufstellung von einem Behälter Bioabfall von 240 l mit 
14-täglicher Leerung sowie vier Behältern Altpapier von 240 l mit 4-wöchentlicher Leerung 
angeordnet hatte und sich darauf gestützt hatte, dass bei routinemäßiger Überprüfung 
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festgestellt worden war, dass dieses Grundstück nicht an die getrennte Entsorgung von Bio- 
sowie Papierabfällen angeschlossen war, wozu die Benutzer privater Haushalte nach der 
hamburgischen Bioabfallverordnung sowie der hamburgischen Altpapierverordnung jedoch 
verpflichtet sind, ist der adressierte Abfallbesitzer vor dem VG Hamburg mit seinem hiergegen 
gerichteten Beschluss unterlegen (Beschluss vom 10.03.2026, Az.: 5 E 1169/26). 

Abwehrrecht einer Gemeinde gegen Genehmigung zu Atommüll  

„Einer Gemeinde kann grundsätzlich ein aus der Selbstverwaltungsbefugnis (Art. 28 Abs. 2 GG) 
abgeleitetes Abwehrrecht gegenüber einer Aufbewahrungsgenehmigung im Sinne von § 6 AtG 
bzw. einer diesbezüglichen Änderungsgenehmigung zustehen, wenn sie geltend macht, dass 
kommunale Einrichtungen durch die genehmigte Aufbewahrung radioaktiver Stoffe in ihrer 
Funktionsfähigkeit bzw. die kommunale Infrastruktur erheblich beeinträchtigt würden.“ – so 
hat der VGH Mannheim einen Leitsatz seiner Entscheidung vom 16.12.2025 (Az. 10 S 1314/24) 
zusammengefasst. 

Behörden und kommunalen Unternehmen übersenden wir auf Nachfrage gerne die  
angeführten Entscheidungen. 

  

 

 

 

< zurück zur Artikelübersicht 
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[GGSC] Seminare   

21. [GGSC] Expert:innen-Interview 
„Kreislaufwirtschaft und Zirkuläres Bauen“ 
02.06.2026 
 
„Digitaler Tag der Kommunalen 
Abfallwirtschaft“ 
Online-Seminar  
18.06.2026 
 
„Inhousegeschäfte im kommunalen Konzern“ 
Online-Seminar 
23.06.2026 

  
 
 
 
 
 

   

Die [GGSC] Seminare GmbH bietet Ihnen Inhouse-Schulungen zu allen aktuellen Rechtsfragen 
der Abfallwirtschaft, insb. zum Abfallgebühren, Vergabe- und Verpackungsrecht an. 
Selbstverständlich besteht das Angebot auch für Webinare, die wir online mit Ihren 
Mitarbeiter:innen durchführen können. Senden Sie uns Ihre Anfrage bitte an info@ggsc-
seminare.de. 

 

[GGSC]-Veröffentlichungen 
 

Zeitschrift Müll und Abfall (Heft 04/2026, 
Seite 231) mit Beiträgen von  
[GGSC] Rechtsanwält:innen  
zu folgenden Themen: 

• Automatisierter Erlass von 
Abfallgebührenbescheiden und 
Datenschutz 
 

• VG Schleswig: Aufhebung der 
Zuweisung freigegebener Abfälle  
 

• Radioaktive Beimischungen und 
Betreiberpflichten  

 Zeitschrift für Umweltrecht (ZUR),  
Heft 5/2025, 265-273 
Rechtsanwalt Dr. Frank Wenzel 
Rechtsanwältin Katrin Jänicke 

Die Einbeziehung von 
Abfallbehandlungsanlagen in das 
Brennstoffemissionshandelsgesetz (BEHG) 
 

 

https://www.ggsc.de/veranstaltungen/seminare/21-ggsc-expertinnen-interview-kreislaufwirtschaft-und-zirkulaeres-bauen
https://www.ggsc.de/veranstaltungen/seminare/21-ggsc-expertinnen-interview-kreislaufwirtschaft-und-zirkulaeres-bauen
https://www.ggsc.de/veranstaltungen/seminare/digitaler-tag-der-kommunalen-abfallwirtschaft
https://www.ggsc.de/veranstaltungen/seminare/digitaler-tag-der-kommunalen-abfallwirtschaft
https://www.ggsc.de/veranstaltungen/seminare/inhousegeschaefte-im-kommunalen-konzern
mailto:info@ggsc-seminare.de
mailto:info@ggsc-seminare.de
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[GGSC]-Handouts 
 
Vertreter:innen von örE übersenden wir auf Nachfrage gerne unsere Handouts: 

• „Verhandlungen mit den Systembetreibern über Abstimmungs- und 
Nebenentgeltvereinbarungen – Hinweise zur Vorbereitung“ – aktualisierte Fassung! 

• „Die Berechnung der Irrelevanzschwelle zur Bestimmung entgegenstehender 
überwiegender öffentlicher Interessen gem. § 17 Abs. 3 Satz 1 und Satz 3 Nr. 1 KrWG 
nach der Rechtsprechung des BVerwG“ 

Hinweis auf andere [GGSC]-Newsletter 
 

Vergabe Newsletter 
April 2026 

Einige Themen dieser Ausgabe: 

• All-in-one: Erfolgreiche Vergabe von ÖPP-Gründung, Leistungsverträgen und 
Grundstücksbeschaffung  

• Zwischenstand Vergabereform: Beschleunigung im Bundestag beschlossen – Tariftreue 
kurz vor Inkrafttreten 

• Wahl der Verfahrensart begründen  
• Nicht vergessen: Fachkonferenz Entsorgungsvergaben am 19.5.2026  
•  Schon notiert? Digitaler Tag der Kommunalen Abfallwirtschaft am 18.06.2026  
• Wesentliche Vertragsänderungen? Nur mit Ausschreibung  
• Kein Angebotsausschluss bei Abweichung von den Vergabeunterlagen aus rein formalen 

Gründen  
• Interimsvergabe durch Rückwirkende Vertragsverlängerung?  
• Auslegung der Eignungskriterien: Nur die Auftragsbekanntmachung zählt! 

 

Bau Newsletter 
November 2025 

Einige Themen dieser Ausgabe: 

• Artenschutz: Untersuchungsmaßstab in Bauleitplanverfahren und Grenzen der 
Übertragung von Planfeststellungsrechtsprechung 

• Umlageklauseln in Bauverträgen – Unterliegen sie doch der AGB-Inhaltskontrolle? 
• Keine Wiegescheine – keine Vergütung? 
• Wann ist Mängelbeseitigungsaufwand unverhältnismäßig? 
• Der „Bau-Turbo“ ist da – Was sagen Expert:innen? 

mailto:berlin@ggsc.de?subject=%C3%9Cbersendung%20Handout
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-vergabe-april-2026
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-vergabe-april-2026/all-in-one-erfolgreiche-vergabe-von-oepp-gruendung-leistungsvertraegen-und-grundstuecksbeschaffung
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-vergabe-april-2026/all-in-one-erfolgreiche-vergabe-von-oepp-gruendung-leistungsvertraegen-und-grundstuecksbeschaffung
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-vergabe-april-2026/zwischenstand-vergabereform-beschleunigung-im-bundestag-beschlossen-tariftreue-kurz-vor-inkrafttreten
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-vergabe-april-2026/zwischenstand-vergabereform-beschleunigung-im-bundestag-beschlossen-tariftreue-kurz-vor-inkrafttreten
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-vergabe-april-2026/wahl-der-verfahrensart-begruenden
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-vergabe-april-2026/nicht-vergessen-fachkonferenz-entsorgungsvergaben-am-1952026
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-vergabe-april-2026/schon-notiert-digitaler-tag-der-kommunalen-abfallwirtschaft-am-18062026
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-vergabe-april-2026/wesentliche-vertragsaenderungen-nur-mit-ausschreibung
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-vergabe-april-2026/kein-angebotsausschluss-bei-abweichung-von-den-vergabeunterlagen-aus-rein-formalen-gruenden
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-vergabe-april-2026/kein-angebotsausschluss-bei-abweichung-von-den-vergabeunterlagen-aus-rein-formalen-gruenden
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-vergabe-april-2026/interimsvergabe-durch-rueckwirkende-vertragsverlaengerung
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-vergabe-april-2026/auslegung-der-eignungskriterien-nur-die-auftragsbekanntmachung-zaehlt
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-bau-november-2025
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-bau-november-2025
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-bau-november-2025/artenschutz-untersuchungsmassstab-in-bauleitplanverfahren-und-grenzen-der-uebertragung-von-planfeststellungsrechtsprechung
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-bau-november-2025/artenschutz-untersuchungsmassstab-in-bauleitplanverfahren-und-grenzen-der-uebertragung-von-planfeststellungsrechtsprechung
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-bau-november-2025/umlageklauseln-in-bauvertraegen-unterliegen-sie-doch-der-agb-inhaltskontrolle
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-bau-november-2025/keine-wiegescheine-keine-verguetung
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-bau-november-2025/wann-ist-maengelbeseitigungsaufwand-unverhaeltnismaessig
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-bau-november-2025/der-bau-turbo-ist-da-was-sagen-expertinnen
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Energie Newsletter 
Juli 2025 

Einige Themen dieser Ausgabe: 

• Baugenehmigung für PV-Parks in Baden-Württemberg künftig obsolet 
• THG-Handel als lukrative zusätzliche Einnahmequelle bei erneuerbaren Energieprojekten 

in Verbindung mit Ladesäulen 
• Einebnung Kiesgrube keine bauliche Anlage i. S. d. EEG! 
• Geothermiebeschleunigungsgesetz 2.0 
• BGH-Begründung: Kundenanlage kann nur Energieanlage sein, die kein Verteilnetz ist 
• BGH erteilt Netzbetreibern Carte Blanche für Baukostenzuschüsse gegenüber Speichern  

 

HOAI Newsletter 
Februar 2026 

Einige Themen dieser Ausgabe: 

• Verfehlen einer Baukostenobergrenze – Verlust des Gesamthonorars droht! 
• Bauzeitverlängerung und Zusatzhonorar – LG Berlin stärkt Planerrechte 
• Mindestsatz durch die Hintertür – Verbietet das AGB-Recht Abweichungen von der 

HOAI? 
• Ignorierte Zielfindungsphase – Wenn das Honorar auf der Strecke bleibt 
• Gehört die Tätigkeit als Bauleiter nach der Bauordnung zu den Grundleistungen der 

Leistungsphase 8? 
• Vergabe von Planungsleistungen – Wie ermittelt der öffentliche Auftraggeber den 

Auftragswert? 
• Architektenwettbewerb: Wann wird aus „Weiterdenken“ ein Auftrag? 
• Architektenurheberrecht: Neue Maßstäbe für Originalität und Verletzungsprüfung 
 

Hinweis auf Kommunalwirtschaft.de 

Wir erlauben uns, Sie auf das Angebot der apm3 GmbH bzw. der Akademie Dr. Obladen 
hinzuweisen, dass Sie im Internet unter www.kommunalwirtschaft.eu finden. Auf der Seite 
finden Sie regelmäßig Neuigkeiten von [GGSC] zu abfall- und vergaberechtlichen 
Fragestellungen – klicken Sie dort auf die Kategorie „Recht [GGSC]“.Wenn Sie tagesaktuelle 
Informationen wünschen, bestellen Sie dort den (kostenlosen) „Tagesanzeiger“. 

 

https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-energie-juli-2025-1
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-energie-juli-2025-1
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-energie-juli-2025/baugenehmigung-fuer-pv-parks-in-baden-wuerttemberg-kuenftig-obsolet-1
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-energie-juli-2025/thg-handel-als-lukrative-zusaetzliche-einnahmequelle-bei-erneuerbaren-energieprojekten-in-verbindung-mit-ladesaeulen-1
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-energie-juli-2025/thg-handel-als-lukrative-zusaetzliche-einnahmequelle-bei-erneuerbaren-energieprojekten-in-verbindung-mit-ladesaeulen-1
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-energie-juli-2025/einebnung-kiesgrube-keine-bauliche-anlage-i-s-d-eeg-1
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-energie-juli-2025/geothermiebeschleunigungsgesetz-20-1
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-energie-juli-2025/bgh-begruendung-kundenanlage-kann-nur-energieanlage-sein-die-kein-verteilnetz-ist-1
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-energie-juli-2025/bgh-erteilt-netzbetreibern-carte-blanche-fuer-baukostenzuschuesse-gegenueber-speichern-1
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-hoai-februar-2026
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-hoai-februar-2026/verfehlen-einer-baukostenobergrenze-verlust-des-gesamthonorars-droht
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-hoai-februar-2026/bauzeitverlaengerung-und-zusatzhonorar-lg-berlin-staerkt-planerrechte
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-hoai-februar-2026/mindestsatz-durch-die-hintertuer-verbietet-das-agb-recht-abweichungen-von-der-hoai
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-hoai-februar-2026/mindestsatz-durch-die-hintertuer-verbietet-das-agb-recht-abweichungen-von-der-hoai
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-hoai-februar-2026/ignorierte-zielfindungsphase-wenn-das-honorar-auf-der-strecke-bleibt
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-hoai-februar-2026/gehoert-die-taetigkeit-als-bauleiter-nach-der-bauordnung-zu-den-grundleistungen-der-leistungsphase-8
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-hoai-februar-2026/gehoert-die-taetigkeit-als-bauleiter-nach-der-bauordnung-zu-den-grundleistungen-der-leistungsphase-8
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-hoai-februar-2026/vergabe-von-planungsleistungen-wie-ermittelt-der-oeffentliche-auftraggeber-den-auftragswert
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-hoai-februar-2026/vergabe-von-planungsleistungen-wie-ermittelt-der-oeffentliche-auftraggeber-den-auftragswert
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-hoai-februar-2026/architektenwettbewerb-wann-wird-aus-weiterdenken-ein-auftrag
https://www.ggsc.de/aktuelles/newsletter/newsletter-hoai-februar-2026/architektenurheberrecht-neue-massstaebe-fuer-originalitaet-und-verletzungspruefung
http://www.kommunalwirtschaft.eu/
https://kommunalwirtschaft.eu/recht.html
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